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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Özcan Mutlu, Britta 
Haßelmann, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Drucksache 18/2484 – 

Gewährleistung einer unionsrechtskonformen Anwendung der Neuregelung  
des Optionsverfahrens im Staatsangehörigkeitsrecht

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Am 3. Juli 2014 hat der Deutsche Bundestag das Zweite Gesetz zur Änderung 
des Staatsangehörigkeitsgesetzes beschlossen, das nun dem Bundesrat zuge-
leitet worden ist. Mit dem Gesetz soll die Optionsregelung im Staatsangehörig-
keitsgesetz modifiziert werden. Bislang müssen sich im Inland geborene 
Kinder ausländischer Eltern vor Vollendung des 23. Lebensjahrs grundsätzlich 
zwischen der deutschen und ihrer durch Abstammung erworbenen weiteren 
Staatsangehörigkeit entscheiden. An diesem Grundsatz wird festgehalten, doch 
sieht die Neuregelung Ausnahmen vor, in denen Mehrstaatigkeit hingenommen 
werden soll. Dies betrifft einerseits Kinder, die neben der deutschen Staats-
angehörigkeit die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union oder der Schweiz besitzen, andererseits Kinder, die im Inland 
aufgewachsen sind. Im Inland aufgewachsen ist nach dem Gesetz, wer sich 
acht Jahre gewöhnlich im Inland aufgehalten hat, sechs Jahre im Inland eine 
Schule besucht hat oder über einen im Inland erworbenen Schulabschluss oder 
eine im Inland abgeschlossene Berufsausbildung verfügt.

Die Regelung begegnet unionsrechtlichen Bedenken, die die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in mehreren Anfragen thematisiert hat (vgl. 
Bundestagsdrucksache 18/1173, S. 7 und Bundestagsdrucksache 18/1369, 
S. 8). Insoweit das Gesetz den Aufenthalt, den Schulbesuch sowie Schulab-
schlüsse und Berufsausbildungen in einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union nicht denjenigen im Inland gleichstellt, macht es die Ausübung 
der Freizügigkeit (Artikel 21 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union – AEUV) für die Betroffenen weniger attraktiv, da sie unter Um-
ständen dazu führt, dass sie letztendlich ihre deutsche oder ihre weitere Staats-
angehörigkeit aufgeben müssen. Der Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN (Bundestagsdrucksache 18/185 (neu)), der die vollständige 
Abschaffung des Optionszwangs vorsah, hätte hingegen mit dem Recht der 
Europäischen Union im Einklang gestanden. Ein Änderungsantrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Ausschussdrucksache 18(4)109B), der 
darauf abzielte, wenn schon nicht den Optionszwang insgesamt abzuschaffen, 
so doch zumindest die Neuregelung unionsrechtskonform auszugestalten, 
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wurde im Innenausschuss des Deutschen Bundestages mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD abgelehnt.

Die Bedenken der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werden jetzt durch 
eine Ausarbeitung des Fachbereichs Europa des Deutschen Bundestages be-
stätigt. Danach sei die Neuregelung nur dann in Einklang mit dem Recht der 
Europäischen Union zu bringen, wenn der Optionszwang verhältnismäßig aus-
gestaltet werde. Insofern erscheine es „fraglich, ob hierbei in hinreichendem 
Maße die insbesondere aus dem Unionsbürgerstatus resultierenden Rechte 
Beachtung finden können. Hierfür böte sich eine unionsrechtskonforme Aus-
legung der Ausnahmeklausel des § 29 Abs. 1a S. 2 StAG n. F. an, die dabei den 
rechtsstaatlichen Anforderungen an die Bestimmtheit genügen müsste“ (PE 6 
– 3000 – 132/14, S. 16).

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die aus der Unionsbürger-
schaft folgenden Rechte nicht ihre volle Wirkung entfalten können, wenn 
ein Staatsangehöriger von ihrer Wahrnehmung durch nationale Regelungen 
abgehalten wird, die ihn aufgrund der Ausübung seiner Rechte ungünstiger 
behandeln (PE a. a. O., S. 9 m. w. N.)? 

Wenn nein, warum nicht?

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass es eine rechtfertigungs-
bedürftige Beschränkung der Freizügigkeit darstellt, wenn ein Mitgliedstaat 
der Europäischen Union bestimmte eigene Staatsangehörige deshalb weni-
ger günstig behandelt, weil sie von ihren unionsbürgerlichen Rechten Ge-
brauch machen oder gemacht haben, indem sie sich in einen anderen Mit-
gliedstaat begeben oder begeben haben, um sich dort aufzuhalten (PE 
a. a. O., S. 9 m. w. N.)? 

Wenn nein, warum nicht?

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass eine Beschränkung der 
Freizügigkeit nur gerechtfertigt sein kann, wenn sie auf objektiven, von der 
Staatsangehörigkeit des Betroffenen unabhängigen Erwägungen des Allge-
meininteresses beruht und in einem angemessenen Verhältnis zu dem mit 
dem nationalen Recht legitimerweise verfolgten Zweck steht (PE a. a. O., 
S. 10 f. m. w. N.)? 

Wenn nein, warum nicht?

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die Vorgaben des § 29 des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) n. F. zum Optionszwang den Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit unter Berücksichtigung des Unionsbürgersta-
tus wahren müssen und daher geeignet sein müssen, die Erreichung des mit 
ihnen verfolgten Ziels – nämlich der Nachweis einer hinreichend engen 
Bindung an Deutschland – zu gewährleisten und nicht über das hinausgehen 
dürfen, was zur Erreichung des Ziels erforderlich ist (PE a. a. O., S. 13)? 

Wenn nein, warum nicht?

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass mit Blick auf die potenzielle 
Beschränkung der unionsbürgerlichen Freiheiten der von einem Mitglied-
staat der Europäischen Union verlangte Nachweis für die Geltendmachung 
des Bestehens eines tatsächlichen Bandes der Integration keinen zu einsei-
tigen Charakter haben darf und daher einem Gesichtspunkt, der nicht 
zwangsläufig für den tatsächlichen und effektiven Grad der Verbundenheit 
des Antragstellers mit dem Mitgliedstaat repräsentativ ist, nicht unter Aus-
schluss aller anderen Gesichtspunkte unangemessen hohe Bedeutung bei-
messen darf (PE a. a. O., S. 14 m. w. N.)? 

Wenn nein, warum nicht?
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 6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die Fallgruppen in § 29 
Absatz 1a Satz 1 StAG n. F. für sich genommen die Berücksichtigung an-
derweitiger Umstände (etwa familiäre oder soziale Bindungen sowie 
Sprachkenntnisse) im Einzelfall nicht gewährleisten (PE a. a. O., S. 14)? 

Wenn nein, warum nicht?

 7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass diese Umstände allenfalls 
in einer entsprechenden Auslegung der Härteklausel in § 29 Absatz 1a 
Satz 2 StAG n. F. berücksichtigt werden können (PE a. a. O., S. 15)? 

Wenn nein, warum nicht?

 8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass zur Gewährleistung einer 
unionsrechtskonformen Anwendung der Optionsregelung die Härteklau-
sel dahingehend ausgelegt werden muss, dass Aufenthalte, Schulbesuche, 
Schulabschlüsse und berufliche Ausbildungen in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union unter Berücksichtigung der persönlichen 
Umstände des Betroffenen einen „vergleichbar engen Bezug“ zu Deutsch-
land bewirken (PE a. a. O., S. 15)? 

Wenn nein, warum nicht?

 9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass in einer unionsrechtskon-
formen Auslegung der Härteklausel das Vorliegen einer besonderen Härte 
im Einzelfall bei einer im Übrigen bestehenden engen Bindung zurück-
treten muss, um die volle Wirksamkeit des Unionsrechts zu gewährleisten 
(PE a. a. O., S. 15)? 

Wenn nein, warum nicht?

10. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass eine unionsrechtskon-
forme Auslegung der Härteklausel den im Grundgesetz und im Recht der 
Europäischen Union verankerten Bestimmtheitsgrundsatz beachten muss 
und dass es dem Betroffenen daher möglich sein muss, den Umfang der 
ihm auferlegten Rechte und Pflichten eindeutig zu erkennen und sich da-
rauf einstellen zu können (PE a. a. O., S. 16 m. w. N.)? 

Wenn nein, warum nicht?

11. Besteht nach Auffassung der Bundesregierung angesichts der zum Teil 
sehr unterschiedlichen Praxis der Staatsangehörigkeitsbehörden im Ein-
bürgerungsverfahren (vgl. Unterrichtung durch die Beauftragte der Bun-
desregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, Neunter Bericht 
über die Lage der Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland, Bundes-
tagsdrucksache 17/10221, S. 191 ff.) die Möglichkeit bzw. Gefahr einer je 
nach Bundesland unterschiedlichen Auslegung und Anwendung der Här-
teklausel?

a) Wenn ja, hält die Bundesregierung dies für rechtlich und politisch ver-
tretbar?

aa) Wenn ja, wie rechtfertigt die Bundesregierung ihre Auffassung vor 
dem Hintergrund, dass jeder Deutsche in jedem Land die gleichen 
staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten hat (Artikel 33 Absatz 1 
des Grundgesetzes)?

bb) Wenn nein, welche Maßnahmen wird sie ergreifen, um die unter-
schiedliche Auslegung und Anwendung der Härteklausel zu ver-
hindern?

aaa) Wird die Bundesregierung dafür sorgen, dass das Bundes-
ministerium des Innern seine vorläufigen Anwendungshin-
weise zum Staatsangehörigkeitsgesetz ändert bzw. ergänzt?

a) Wenn ja, wie wird die Änderung bzw. Ergänzung lauten, 
und wann ist mit ihr zu rechnen?
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b) Wenn nein, warum nicht?

bbb) Wird die Bundesregierung einen Entwurf für Verwaltungs-
vorschriften vorlegen oder sich mit anderen Maßnahmen 
(Rundschreiben, Bund-Länder-Besprechungen auf der 
Ebene der Staatsangehörigkeitsreferenten o. Ä.) dafür einset-
zen, dass es zu einem einheitlichen Gesetzesvollzug in den 
Ländern kommt?

Wenn nein, warum nicht?

b) Wenn nein, warum nicht?

12. Hält es die Bundesregierung für gewährleistet, dass die Härteklausel unter 
Berücksichtigung des Bestimmtheitsgrundsatzes in unionsrechtskonfor-
mer Weise ausgelegt und angewendet wird?

a) Wenn ja, auf welche Erkenntnisse stützt sie ihre Auffassung?

b) Wenn nein, welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um die unionsrechtskonforme Anwendung und Auslegung der Härte-
klausel zu gewährleisten?

aa) Wird die Bundesregierung dafür sorgen, dass das Bundesministe-
rium des Innern seine vorläufigen Anwendungshinweise zum 
Staatsangehörigkeitsgesetz ändert bzw. ergänzt?

aaa) Wenn ja, wie wird die Änderung bzw. Ergänzung lauten und 
wann ist mit ihr zu rechnen?

bbb) Wenn nein, warum nicht?

bb) Wird die Bundesregierung einen Entwurf für Verwaltungsvor-
schriften vorlegen oder sich mit anderen Maßnahmen (Rund-
schreiben, Bund-Länder-Besprechungen auf der Ebene der Staats-
angehörigkeitsreferenten o. Ä.) dafür einsetzen, dass es zu einem 
einheitlichen Gesetzesvollzug in den Ländern kommt?

Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 1 bis 12 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Die Bundesregierung nimmt grundsätzlich nicht zu wissenschaftlichen Aus-
arbeitungen des Deutschen Bundestages Stellung. Die Antwort beschränkt sich 
daher auf die in der Anfrage selbst vorgetragenen Punkte.

Nach Auffassung der Bundesregierung verstößt die Neuregelung des Options-
rechts in dem vom Deutschen Bundestag beschlossenen Zweiten Gesetz zur 
Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes (E-StAG) nicht gegen das Recht der 
Europäischen Union, insbesondere verstößt sie nicht gegen das Recht auf 
Freizügigkeit nach Artikel 21 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union (AEUV).

Die Optionspflicht entfällt nach § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. 
Absatz 1a Satz 1 Nummer 3 E-StAG bereits dann, wenn der Betroffene einen 
Schul- oder Berufsabschluss in Deutschland erworben hat. Eine Mindestauf-
enthaltszeit in Deutschland, die das Freizügigkeitsrecht betreffen könnte, ist in-
soweit nicht zwingende Voraussetzung für ein Entfallen der Optionspflicht. In 
diesen Fällen ist das Freizügigkeitsrecht also gar nicht berührt. 

Auch wenn man unterstellt, dass das Freizügigkeitsrecht von der Neuregelung 
berührt sei, fehlt es nach Auffassung der Bundesregierung für einen Verstoß ge-
gen EU-Recht jedoch an der erforderlichen Beeinträchtigung des Freizügig-
keitsrechts. Eine Beeinträchtigung liegt nach der Rechtsprechung des Europä-
ischen Gerichtshofes (EuGH) vor, wenn eine nationale Regelung allein deswe-
gen eigene Staatsangehörige benachteiligt, weil sie von ihrem Freizügigkeits-
recht Gebrauch gemacht haben (vgl. etwa EuGH, verbundene Rs. C-11/06 und 
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C-12/06 „Morgan“, Rn. 30). Der Entwurf knüpft die Optionspflicht an einen 
Aufenthalt in Deutschland aber allein deshalb an, um die für die Staatsange-
hörigkeit notwendige enge Verbindung zu Deutschland herzustellen und dies 
auch nur, wenn die Entscheidung im konkreten Fall zumutbar ist (§ 29 Absatz 4 
E-StAG).

Selbst wenn man in der Entscheidungspflicht für im Ausland aufgewachsene 
Ius-soli-Deutsche eine Beschränkung des Freizügigkeitsrechts aus Artikel 21 
AEUV sehen wollte, so wäre diese jedoch gerechtfertigt. 

Bei § 29 E-StAG handelt es sich um eine Regelung, die sowohl verhältnismäßig 
als auch geeignet ist, das legitime Ziel der Vermeidung von Mehrstaatigkeit um-
zusetzen.

Das Staatsangehörigkeitsrecht fällt in die ausschließliche Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten. Auch der EuGH hat wiederholt festgestellt, dass das Staats-
angehörigkeitsrecht grundsätzlich in der Dispositionsgewalt des nationalen 
Gesetzgebers steht. Dieser darf das zwischen ihm und seinen Staatsbürgern „be-
stehende Verhältnis besonderer Verbundenheit und Loyalität“ schützen und um-
fassend regeln. Den Mitgliedstaaten kommt dabei ein weites Ermessen zu (vgl. 
hierzu: EuGH, Rs. C-135/08, Rottmann, Rn. 39, 51; EuGH, Rs. C-103/08, Gott-
wald, Rn. 34). Insoweit ist der nationale Gesetzgeber befugt, den Grundsatz der 
Vermeidung von Mehrstaatigkeit in seinem nationalen Recht zu statuieren und 
durch geeignete Regelungen umzusetzen. Hierzu gehört auch eine Options-
pflicht, deren Anwendung von dem Grad der bestehenden Bindungen zu diesem 
Staat abhängig gemacht werden kann.

Mit den Voraussetzungen des § 29 Absatz 1a Satz 1 E-StAG, die in erster Linie 
auf einen Aufenthalt in Deutschland abstellen, ist auch eine Regelung gefunden 
worden, die geeignet und erforderlich ist, diese engen Bindungen an Deutschland 
abzubilden. Eine Verbundenheit mit Deutschland und ein Vertrautsein mit den 
hiesigen Lebensverhältnissen lassen sich in erster Linie durch einen Aufenthalt 
in Deutschland vermitteln. Sonstige soziale Beziehungen zu in Deutschland le-
benden Personen oder Sprachkenntnisse mögen im Einzelfall auch die Bindung 
an Deutschland selbst stärken, sind aber nicht zwingend hiermit verbunden.

Die Regelung ist auch angemessen im Hinblick auf die möglichen Folgen für die 
betroffenen Optionspflichtigen. Mit der Konzeption des § 29 E-StAG ist sicher-
gestellt, dass niemand gegen seinen Willen die deutsche Staatsangehörigkeit und 
damit seine Unionsbürgerschaft verliert. Lediglich die Möglichkeit, neben der 
deutschen eine weitere Staatsangehörigkeit zu besitzen, wird in den wenigen 
Fällen eingeschränkt, in denen auch in Zukunft noch eine Optionspflicht besteht. 
Nur wenn der Betroffene darauf verzichtet, seine andere Staatsangehörigkeit 
aufzugeben, tritt nach Ablauf der entsprechenden Frist ein Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit ein.

Zur unionsrechtskonformen Anwendung der Optionsregelung bedarf es aus den 
oben dargestellten Gründen grundsätzlich nicht des Rückgriffs auf die Härtefall-
regelung des § 29 Absatz 1a Satz 2 E-StAG. Diese Regelung dient der Einzel-
fallgerechtigkeit, um Fallkonstellationen berücksichtigen zu können, die von 
Satz 1 nicht erfasst werden, mit diesen aber weitgehend vergleichbar sind. Durch 
die Bezugnahme der Härtefallregelung auf die Fallgruppen des Satzes 1 ist auch 
den Anforderungen an die Bestimmtheit der Regelung ausreichend Rechnung 
getragen. Eine weitergehende Konkretisierung würde insoweit die Möglich-
keiten im Hinblick auf die angestrebte Einzelfallgerechtigkeit einengen. Die 
gleichförmige Anwendung dieser Regelung im Hinblick auf die Auslegung der 
dort verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffe wirft im Vergleich zu vergleich-
baren Rechtsvorschriften im Staatsangehörigkeitsgesetz keine besonderen Pro-
bleme auf. Wie dort wird die einheitliche Anwendung dieser Rechtsvorschrift 
durch entsprechende Abstimmungen zwischen Bund und Ländern und durch die 
Verwaltungsrechtsprechung sichergestellt.







Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333 


